DIE NATIONALRATSWAHL

a. Wahlen als Wesenselement der Demokratie

Österreich bekennt sich in seiner rechtlichen Grundordnung ‑ dem BUNDES-VERFASSUNGSGESETZ 1920 in der geltenden Fassung (B‑VG 1920 i.d.g.F.) ‑ zur Regierungsform der DEMOKRATIE. Demokratie bedeutet "Volksherrschaft". Soll der demokratische Gedanke also in einem Staat tatsächlich verwirklicht sein, so muss das Volk sich gleichsam "selbst regieren" (Näheres zum Demokratiebegriff und den verschiedenen Organisationsformen der Demokratie siehe die Ergänzungen zum Kapitel "Österreich als Demokratie".

Unsere Verfassung erklärt in Artikel 1 B‑VG 1920: "Österreich ist eine demokratische Republik. Ihr Recht geht vom Volke aus". Der so verankerte Grundsatz wird dann in der Folge näher ausformuliert, und zwar dergestalt, dass der Bevölkerung die Möglichkeit eingeräumt wird, die Gesetzgebung ‑ und damit letztlich die Staatsführung ‑ über Wahl von Vertretern (Abgeordneten) zu beeinflussen. Dies entspricht dem Konzept der "repräsentativen Demokratie" (siehe "Ergänzungen"). Als weitere Einflussmöglichkeiten der Bevölkerung sieht das B‑VG 1920 das Volksbegehren und die Volksabstimmung vor, denen in der Praxis jedoch eher geringe Bedeutung zukommt.

b. Wahlsysteme

Bevor wir auf die österreichische Nationalratswahl im einzelnen eingehen, seien zunächst die grundsätzlich existierenden Wahlsysteme etwas erläutert.

ba. Mehrheitswahlsystem

Beim Mehrheitswahlsystem ist der Staat in so viele Wahlkreise unterteilt, wie es Sitze im Parlament gibt. Die Bevölkerung eines Wahlkreises wählt also einen Abgeordneten/ eine Abgeordnete. Das Mandat (=Parlamentssitz) erhält die Person, die im Wahlkreis die meisten gültigen Stimmen auf sich vereinigen konnte. In manchen Staaten mit Mehrheitswahlsystem genügen dafür tatsächlich einfach  wenn dies aufgrund besonderer Gegebenheiten z.B. nur 25% aller gültigen Stimmen im Wahlkreis wären). Eine solche Mehrheit wird als relative Mehrheit bezeichnet. In anderen Staaten mit Mehrheitswahlsystem wird für den Gewinn eines Wahlkreismandates die absolute Mehrheit gefordert, also mehr als 5o% der gültigen Stimmen. Kommt in einem ersten Wahlgang für keinen Kandidaten/keine Kandidatin eine derartige Mehrheit zustande, so findet einige Wochen später in einem zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen den beiden stimmenstärksten Kandidaten statt. Bei der Erörterung der repräsentativen Demokratie (Ergänzungskopien) wurde das Mehrheitswahlsystem als das für die elitäre Repräsentanz erforderliche System dargestellt. Die, Existenz eines Mehrheitswahlsystems in einem Staat darf jedoch nicht zum Umkehrschluss verleiten, besagter Staat verfüge infolgedessen über dieses Regierungssystem! In Wahrheit sind derzeit sämtliche Staaten mit Mehrheitswahlsystem Parteiendemokratien , weil der Großteil der Kandidaten für Parteien antritt und nach der Wahl mit den anderen Abgeordneten s einer/ihrer Partei im Parlament den Klub der Abgeordneten diese r Partei bildet. Als Mitglieder der jeweiligen Parlamentsklubs unterliegen sie dem Klubzwang.

Als Vorteil des Mehrheitswahlsystems wird ins Treffen geführt, dass dabei die Persönlichkeit der einzelnen Abgeordneten in den Vordergrund rückt und nicht sosehr eine "anonyme" Partei oder einige wenige Spitzenkandidaten. Die Wahlkreise sind sehr klein, wodurch die WählerInnen "ihre" Abgeordneten persönlich kennen (könnten!). Die Befürworter des in Rede stehenden Systems betrachten es darüberhinaus als Vorteil, dass es dadurch relativ leicht zu absoluten Mehrheiten im Parlament kommt. Dies erleichtert die Regierungsbildung (keine langwierigen Koalitionsverhandlungen) und anschließend die Regierungsarbeit (kein dauerndes Verhandeln über Kompromisslösungen).

Aus der Sicht der Kritiker ist gerade dies der große Nachteil des Mehrheitswahlsystems. Es verhindert nämlich eine ihrem Stimmenanteil bei der Wahl entsprechende Vertretung aller politischen Gruppierungen im Parlament und führt unter Umständen sogar zu einer maßgeblichen Verzerrung des Wahlergebnisses!
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bb. Verhältniswahlsystem

Das Verhältniswahlsystem soll sicherstellen, dass die Parteien im Parlament eines Staates in der Stärke vertreten sind, wie es ihrem Stimmenanteil bei der Wahl entspricht. Bei Verwirklichung des Systems in reiner Form werden nach einer stattgefundenen Parlamentswahl die Stimmenanteile der angetretenen Parteien ermittelt. Anschließend wird die auf sie entfallende dem Verhältnis entsprechende ‑ Anzahl von Mandaten berechnet ( siehe unten Grafik "Verhältniswahlsystem" ). In den meisten Staaten mit Verhältniswahlsystem ist dieses nicht in reiner Form verwirklicht ‑ so auch in Österreich!  Bei uns werden die 183 Nationalratsmandate auf Landeswahlkreise und Regionalwahlkreise nach dem Gesichtspunkt der Bevölkerungszahl aufgeteilt. Dies soll die Vertretung aller Regionen Österreichs in der gesetzgebenden Versammlung gewährleisten. Aufgrund der unten näher zu erörternden Wahlarithmetik sind in den verschiedenen Bundesländern unterschiedlich viele Stimmen für ein Mandat erforderlich (abhängig von den im Bundesland abgegebenen gültigen Stimmen aller Parteien zusammen!). Die Mandate sind sozusagen nicht "gleich teuer". Daher entspricht der Mandatsanteil der Parteien im Parlament nicht ganz exakt ihrem Stimmenanteil (wobei diese ''Unschärfen'' erfahrungsgemäß minimal sind). Eine wesentlichere Einschränkung des Verhältniswahlsystems ist die Notwendigkeit der Erreichung zumindest eines Grundmandates irgendwo in Österreich oder eines Stimmenanteils von mindestens 4% aller gültigen Stimmen in ganz Österreich. Diese beiden "Hürden" wurden eingeführt, um das Einziehen von ganz kleinen Parteien ins Parlament und damit dessen totale Zersplitterung zu verhindern.

Die Befürworter des Verhältniswahlsystems beurteilen es als positiv, weil es ihrer Ansicht nach den Demokratiegedanken am besten zum Tragen bringt. Es ermöglicht ja den Einzug aller eine gewisse Mindestgröße überschreitenden ‑ politischen Gruppierungen ins Parlament (=Volksvertretung). Die Gegner wenden die Schwierigkeit des Zustandekommens regierungsfähiger Mehrheiten und damit eine "Schwerfälligkeit" der Gesetzgebung ein. Außerdem kann bei diesem System die Bevölkerung nur über Kandidatenlisten abstimmen, die von den Parteien vorgegeben wurden. Die Einzelpersönlichkeiten der Abgeordneten treten damit ‑ außer einigen Spitzenpolitikern ‑ in den Hintergrund!
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bc. Mischsystem

In der BRD hat man versucht, die Vorteile der beschriebenen System zu verbinden und die Nachteile auszuschalten. Die Wähler/innen haben dort z w e i Stimmen. Mit einer können sie eine konkrete Person (Mehrheitswahlsystem) mit der anderen eine Partei (Verhältniswahlsystem) wählen. Dabei ist "Stimmensplitting" möglich, d.h. man kann mit der "persönlichkeitsbezogenen Stimme" den Kandidaten/die Kandidatin einer anderen Partei wählen (oder überhaupt eine parteifreie Person), die man mit der "parteibezogenen Stimme'' gewählt hat.

Die Hälfte der Bundestagsmandate wird an die in den Wahlkreisen direkt gewählten Personen vergeben, die andere Hälfte nach den Parteilisten (wie bei uns). Das Gesamtverhältnis der Sitzverteilung im Bundestag richtet sich freilich nach dem Ergebnis des Verhältniswahlsystems (Stimmen für Parteilisten). Die meisten "Einzelkandidaten" kandidieren nämlich ohnedies für die etablierten Parteien und stehen auch auf deren Listen für die Verhältniswahl. Sofern sie ein persönliches Mandat gewonnen haben, wird dieses auf die Mandate ihrer Partei angerechnet.

c. Die österreichische Nationalratswahl

ca. Ergänzungen zum Kapitel "Durchführung der Wahl"

FN
1:Wahlkarte A: Berechtigt zur Wahl in einem Wahllokal außerhalb der Heimatgemeinde. Im Inland muss man dazu das für Wahlkartenwähler vorgesehene Wahllokal der Gemeinde aufsuchen, in der man wählen will, Zur Vorgangsweise im Ausland siehe Abschnitt 5.4.Auslandsösterreicherwahlrecht!

Wahlkarte B: Für Personen, die wegen Behinderung oder Krankheit nicht persönlich im Wahllokal erscheinen können. Sie werden von einer sogenannten "Fliegenden Wahlkommission zu Hause oder im Krankenzimmer der Heil- und Pflegeanstalt aufgesucht. Wahlkarten können bis spätestens drei Tage vor der Wahl ausgestellt werden!

FN 2:Wahlvorschläge

Will eine Partei bei der NR‑Wahl kandidieren, so muss sie dies über Einbringung von Wahlvorschlägen tun. Das sind Kandidatenlisten unter der jeweiligen Parteibezeichnung, auf denen die Kandidaten in einer bestimmten Reihenfolge aufscheinen. Diese ist dann nach der Wahl ausschlaggebend für die Zuerkennung der Mandate. Schafft z.B. eine Partei in einem Regionalwahlkreis 2 Mandate, so erhalten die beiden erstgereihten Kandidaten je ein Mandat (außer es wird jemand auf Grund von Vorzugsstimmen vorgereiht).

Eine Partei muss nicht im ganzen Bundesgebiet antreten! Sie kann sich auf einzelne Bundesländer und dort wieder auf einzelne Regionalwahlkreise konzentrieren. Sie bringt dann eben nur in diesen entsprechende Regionalwahlvorschläge ein, für das Bundesland einen Landeswahlvorschlag (um am Restmandatsverfahren teilnehmen zu können) und einen Bundeswahlvorschlag (für das zweite Restmandatsverfahren auf Bundesebene). Die Wahlvorschläge müssen entweder von einer bestimmten Anzahl von Wahlberechtigten (in OÖ 400) oder mindestens 3 Nationalratsabgeordneten unterstützt werden (Unterstützungserklärungen auf amtlichem Formular). Außerdem ist ein Druckkostenbeitrag für die Stimmzettel in Höhe von S 6.000.- zu bezahlen. Die parteiinterne Aufstellung der Kandidatenlisten erfolgt meist über Vorwahlen. Die diesbezüglichen Vorgangsweisen sind dabei recht unterschiedlich.

Bei ÖVP und SPÖ gibt es Vorwahlen in Form der Briefwahl (Stimmzettel kann per Post an die Partei gesendet werden). Wahlberechtigt sind neben den Parteimitgliedern bei der ÖVP auch Nichtmitglieder, wenn sie ausdrücklich einen Stimmzettel beantragen; bei der SPÖ nur die Mitglieder. Bei beiden Parteien werden den (Vor‑)Wählern Kandidaten listen vorgelegt, die von den Parteigremien ausgearbeitet werden. Bei der ÖVP können die Wähler auf dieser Liste Streichungen vornehmen. Hat ein/e Kandidat/in mehr als 50% Streichungen, fällt er/sie aus der Liste!

Bei der SPÖ kann man reihen und streichen und damit die Listenreihenfolge ändern.

Bei der FPÖ werden die Listen von Parteigremien unter starker Einflussnahme der Spitzenfunktionäre erstellt.

Die Grünen veranstalten zur Kandidatenauswahl Mitgliederversammlungen.

cb. Ergänzungen zum Kapitel "Ermittlungsverfahren"
Nach der Wahl ermittelt die Hauptwahlbehörde zunächst die Anzahl der auf die Parteien in den Regional- und Landeswahl kreisen sowie im Bundeswahlkreis entfallenden Mandate. An schließend teilt sie die Mandate den auf den Wahlvorschlägen aufscheinenden Kandidaten zu. Die Mandate werden also nicht - wie oftmals fälschlich angenommen - den Parteien direkt  zugewiesen! Die Zuteilung erfolgt nach der Kandidatenreihenfolge auf der jeweiligen Parteiliste. Hat also z.b. eine Partei in einem Regionalwahlkreis drei Mandate errungen, so erhalten ihre ersten  drei Kandidaten auf dem Regionalwahlvorschlag je ein Mandat.  Dasselbe gilt für die Landeswahlvorschläge und den Bundeswahlvorschlag. Zu einer Abweichung von dieser Regel kann es allerdings durch sogenannte VORZUGSSTIMMEN kommen. Diese sind eine Einrichtung, die es den Wählern und Wählerinnen ermöglichen soll, die Reihung der Parteilisten zu verändern.  Der amtliche Stimmzettel (siehe Beilage) enthält bei jeder  Partei ein freies Feld für die Eintragung eines Kandidaten dieser Partei im Landeswahlkreis. Weiters beinhaltet er eine  Rubrik mit den Namen der Bewerber dieser Partei im Regionalwahlkreis. Pro Wähler/in gibt es somit zwei Vorzugsstimmen!  Die Vergabe von Vorzugsstimmen ist freiwillig. Die meisten Personen machen davon überhaupt nicht Gebrauch und kreuzen nur  eine Partei an.  Hat ein Kandidat/eine Kandidatin ausreichend viele Vorzugs stimmen, so wird er/sie sozusagen "auf der Parteiliste vor gereiht" und erhält auf jeden Fall eines der Mandate, die die Partei im jeweiligen Wahlkreis errungen hat.  In den Regionalwahlkreisen ist dafür entweder die halbe  (Landes‑)Wahlzahl erforderlich oder mindestens ein Sechstel der Stimmen der Partei im Regionalwahlkreis.  Auf Landesebene muss die Wahlzahl erreicht werden.

Ergänzung zum Kapitel "Nationalratswahl"

Auslandsösterreicherwahlrecht, Wahlmöglichkeit von Inlandsösterreichern im Ausland

1. Wahlrecht

Inlandsösterreicher/innen, die sich zum Zeitpunkt der Wahl im Ausland aufhalten , und Auslandsösterreicher/innen können neuerdings ihr Wahlrecht mittels Wahlkarte ausüben (ab 1990). Die Wahlkarte ist ein Briefumschlag, auf dem außen die Personalien der wahlberechtigten Person verzeichnet sind. Dieser Umschlag enthält ein anonymes Wahlkuvert mit dem amtlichen Stimmzettel (dies gilt auch für die Wahlkartenwahl im Inland). Die WahlkartenwählerInnen müssen die Wahlkarte spätestens drei Tage vor dem Wahltag bei der Gemeindewahlbehörde beantragen, in deren Wählerevidenz sie eingetragen sind.

2. Eintragung in die Wählerevidenz

Inlandsösterreicher sind in die Wählerevidenz der Gemeinde einzutragen, in der sie ihren ordentlichen Wohnsitz haben, AuslandsösterreicherInnen in die jener Gemeinde, in der sie zuletzt ihren ordentlichen Wohnsitz in Österreich hatten. Gibt es einen solchen nicht, so sind sie dort einzutragen, wo zumindest ein Elternteil seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland hat oder zuletzt hatte. Ist auch danach keine Zuordnung möglich, stellt das Gesetz noch verschiedene andere Anknüpfungspunkte zur Verfügung.

3. Stimmabgabe

Wenn jemand sein Stimmrecht im Ausland ausübt, muss ihm/ihr jemand auf der Wahlkarte seine/ihre Identität bestätigen. Überdies muss diese Person oder Einrichtung bestätigen, wann der/die Wähler/in das Wahlkuvert verschlossen in die Wahlkarte zurückgelegt hat. Die Bestätigung muss vor Schließung des letzten Wahllokals in Österreich ausgestellt sein.

Die Bestätigungen können von folgenden Personen/Einrichtungen

ausgestellt werden:

a)Eine einem österreichischen Notar vergleichbare Person oder zur amtlichen Beglaubigung berechtigte Einrichtung

b)Der/die Leiter/in einer österreichischen Vertretungsbehörde (Konsulat, Botschaft oder von ihnen beauftragte Beamte

c)Bei UN‑Soldaten vom Vorgesetzten ihrer Einheiten

d)Von einem volljährigen Zeugen, die über gültige österreichische Reisepässe verfügen, deren Ausstellungsdaten bei sonstiger Nichtigkeit der Stimmabgabe auf der Wahlkarte einzutragen sind.

Die Wahlkarte muss mit dem darin enthaltenen Wahlkuvert an die zuständige Kreiswahlbehörde geschickt werden, wo sie spätestens am dritten Tag nach dem Wahltag, 12 Uhr, einlangen muss.

Die beschriebenen Wahlrechtsänderungen sind die Folge einer Anfechtung des Wählerevidenzgesetzes durch einen Auslandsösterreicher beim VfGH. Die frühere Fassung dieses Gesetzes sah nämlich nur die Aufnahme von Inlandsösterreichern in das Verzeichnis der Wahlberechtigten vor und nahm damit den Auslandsösterreichern das ihnen nach der Verfassung zustehende Wahlrecht wieder weg. Der VfGH hob daher diese Bestimmung wegen Verfassungswidrigkeit auf!
Die Partei A erringt mit insgesamt 44% der Stimmen 100% der Mandate
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